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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az: B 13 R 417/06 B 

 

 

 
.......................................................... , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Adalbert-Stifter-Straße 105, 70437 Stuttgart, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. November 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e 

und   Dr.  T e r d e n g e 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil  

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 27. Juli 2006 wird als unzu- 

lässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergericht- 

lichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger hat gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Ba-

den-Württemberg vom 26. Juli 2006 - zunächst mit einem von ihm selbst unterzeichneten 

Schreiben vom 25. August 2006 sinngemäß und sodann mit einem von seinem Prozessbevoll-

mächtigten unterzeichneten Schriftsatz vom 30. August 2006 formgerecht - Beschwerde einge-

legt. Die Beschwerdebegründungsfrist ist bis zum 2. November 2006 verlängert worden (§ 160a 

Abs 2 Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). 

 

Mit Schriftsatz vom 13. Oktober 2006 hat der Prozessbevollmächtigte die Vertretung des Klä-

gers niedergelegt, ohne zuvor die Beschwerde zu begründen. Der Kläger ist hiervon mit Schrei-

ben des Bundessozialgerichts (BSG) vom 13. Oktober 2006 unterrichtet worden. 

 

Die formgerecht eingelegte Beschwerde ist durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtli-

chen Richter als unzulässig zu verwerfen, weil sie - mangels Vertretung des Klägers durch an-

dere Prozessbevollmächtigte - nicht innerhalb der verlängerten Frist begründet worden ist 

(§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2, § 169 Satz 3 SGG). Die von dem Kläger selbst eingelegte 

Beschwerde kann schon wegen des vor dem BSG bestehenden Vertretungszwangs (§ 166 

SGG) nicht berücksichtigt werden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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